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Resolution Wohlenschwil

1. Ja für eine selbstbestimmte demokratische Zukunft!

Das bewährte Schweizer Modell basiert auf eigenständigen, demokratischen und lokal verankerten Gemeinden. Werden die „Gemeindereformen“ im Kanton Aargau (GeRAG) so umgesetzt, wie sie geplant sind, verliert der Kanton seine besten Kräfte. Die Zukunft ist aber nur mit Menschen zu bewältigen, die freiwillig mitdenken und mitgestalten.

2. Ja zum schweizerischen Föderalismus mit seinem gut durchdachten System der Subsidiarität und einer starken Gemeindeautonomie!

Eines der Grundprinzipien unseres Staatsaufbaues ist die Subsidiarität. Das heisst, dass die höhere Staatsebene all das erledigen muss, was die untere aus eigener Kraft nicht lösen kann. Die Gemeinden sind heute in der Lage, ihre Aufgaben selber zu erfüllen. Der Kanton aber schiebt immer mehr Aufgaben auf die Gemeinden ab. Er schreibt dabei den Gemeinden bis in Detail vor, was sie zu tun haben und bezahlen müssen sie es auch noch. Somit missachtet der Kanton immer mehr das Prinzip der Subsidiarität. Die GeRAG verschiebt die Gewichte weiter in Richtung Kanton und leistet einer Zentralisierung Vorschub.

3. Nein zur staatlich organisierten Entsolidarisierung und zur Gängelung von Oben!
Die geplanten „Gemeindereformen“ stellen mit der Abschaffung der Anrechnung des Grundbedarfes den kantonalen Finanz- und Lastenausgleich in Frage. Gerade diese Solidarität soll nun zerstört werden, die als solche das Erfolgsmodell Schweiz ausmacht, und die Ausgleich und sozialen Frieden geschaffen hat. Die finanziellen Folgen des GeRAG werden für alle Gemeinden verheerend sein. Das muss verhindert werden.
Mit einem teuren bürokratischen Apparat versucht der Aargauer Regierungsrat die Gemeindereform durchzuboxen. Durch die Schaffung bzw. Erweiterung von Rechtsgrundlagen soll alles aus dem Weg geräumt werden, was eine Fusion „behindern“ könnte. Die Regierung versucht die Gemeinden mit Geldzusagen für eine Fusion zu kaufen. Damit löst man auf die Dauer kein einziges Problem. Wenn zwei oder mehrere Gemeinden sich zu einer Fusion entschliessen, muss dies freiwillig und ohne Druck von aussen über die Bühne gehen.

4. Nein zu diktierten und aufgezwungenen Gemeindefusionen!

Mit Zwangsmassnahmen erhält man nur Verlierer. Wer letztendlich mit Zwang Gemeinden fusionieren will, zeigt nur, dass er offenbar keine vernünftigen Argumente mehr hat. Um die zukünftigen Aufgaben flexibel angehen zu können, braucht es gut durchdachte Gemeindereformen, aber nicht die jetzt aufgegleiste GeRAG. 
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